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589. Verordnung: Höhe der Aufwandsentschädigung für ehrenamtlich tätige Bewährungshelfer
590. Verordnung: Verpflichtungszeiträume von Zeitsoldaten
591. Kundmachung: Aufhebung der Verordnung des Landeshauptmannes von Tirol über die Festlegung

der Höchstanzahl sowie über die Aufhebung der Kundmachung des Landeshaupt-
mannes von Tirol über die Höchstanzahl der Fahrzeuge, für die Konzessionen zur
Ausübung des mit Kraftfahrzeugen betriebenen Platzfuhrwerksgewerbes im Gebiet
der Landeshauptstadt Innsbruck erteilt werden dürfen, durch den Verfassungsge-
richtshof

592. Kundmachung: Aufhebung der Verordnung des Landeshauptmannes von Oberösterreich über die
Festsetzung einer Verhältniszahl für das Platzfuhrwerksgewerbe im Gebiet der Lan-
deshauptstadt Linz durch den Verfassungsgerichtshof

593. Kundmachung: Aufhebung der Verordnung des Landeshauptmannes von Steiermark betreffend die
Verhältnis- und Höchstzahl der für das mit Kraftfahrzeugen betriebene Platzfuhr-
werksgewerbe (Taxi-Gewerbe) im Bereich der Stadtgemeinde Graz durch den Ver-
fassungsgerichtshof

589. Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 18. Oktober 1988 über die Höhe
der Aufwandsentschädigung für ehrenamtlich

tätige Bewährungshelfer

Auf Grund des § 12 Abs. 5 des Bewährungshilfe-
gesetzes, BGBl. Nr. 146/1969, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 426/1974 wird verord-
net:

Artikel I

Die Höhe der ehrenamtlich tätigen Bewährungs-
helfern ohne Nachweis der Barauslagen zu leisten-
den Entschädigung (§12 Abs. 4 zweiter Satz des
Bewährungshilfegesetzes, BGBl. Nr. 146/1969, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 426/
1974) beträgt je Schützling monatlich 525 S.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1989 in
Kraft.

Foregger

5 9 0 . Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 26. Oktober 1988
über die Verpflichtungszeiträume von Zeitsol-

daten

Auf Grund des § 32 Abs. 3 des Wehrgesetzes
1978, BGBl. Nr. 150, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 577/1983 wird verordnet:

§ 1. (1) Der erste Verpflichtungszeitraum als
Zeitsoldat hat ein Jahr zu betragen. Dieser Ver-
pflichtungszeitraum kann auch weniger als ein Jahr
umfassen, sofern es

1. im rücksichtswürdigen Interesse des Wehr-
pflichtigen gelegen ist und militärische Inter-
essen nicht entgegenstehen oder

2. aus Gründen der militärischen Ausbildung
erforderlich ist.

Er hat jedoch mindestens drei Monate zu betragen.

(2) Bei Wehrpflichtigen, die zum Offiziersan-
wärter ausgebildet werden sollen, hat der erste Ver-
pflichtungszeitraum stets sechs Monate zu betra-
gen.

§ 2. Nach Ablauf eines Verpflichtungszeitraumes
kann ein weiterer Wehrdienst als Zeitsoldat entwe-
der unmittelbar im Anschluß daran (Weiterver-
pflichtung gemäß § 3) oder erst zu einem späteren
Zeitpunkt (neuerliche Verpflichtung gemäß § 4)
geleistet werden. Eine Weiterverpflichtung oder
neuerliche Verpflichtung ist nur für Wehrpflichtige
ab dem Dienstgrad „Gefreiter" zulässig.

§ 3. (1) Der Verpflichtungszeitraum der ersten
Weiterverpflichtung hat den auf insgesamt drei
Jahre noch fehlenden Zeitraum zu umfassen.
Sofern es im rücksichtswürdigen Interesse des
Wehrpflichtigen gelegen ist und militärische Inter-
essen nicht entgegenstehen, kann dieser Verpflich-
tungszeitraum auch den auf insgesamt zwei Jahre
noch fehlenden Zeitraum umfassen.

(2) Im übrigen hat der Verpflichtungszeitraum
einer Weiterverpflichtung
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1. das Vielfache eines Jahres, mindestens aber
drei Jahre oder

2. den gesamten auf das höchstzulässige Aus-
maß des Wehrdienstes als Zeitsoldat gemäß
§ 32 Abs. 1 und 2 des Wehrgesetzes 1978
noch fehlenden Zeitraum

zu umfassen. Sofern es im rücksichtswürdigen
Interesse des Wehrpflichtigen gelegen ist und mili-
tärische Interessen nicht entgegenstehen, kann der
Verpflichtungszeitraum gemäß Z 1 auch ein Jahr
betragen. Eine derartige Weiterverpflichtung für
einen Zeitraum von einem Jahr ist nur einmal
zulässig.

§ 4. Der Verpflichtungszeitraum von neuerlichen
Verpflichtungen hat

1. ein Jahr,
2. das Vielfache eines Jahres oder
3. den gesamten auf das höchstzulässige Aus-

maß des Wehrdienstes als Zeitsoldat gemäß
§ 32 Abs. 1 und 2 des Wehrgesetzes 1978
noch fehlenden Zeitraum

zu umfassen.

§ 5. (1) Für Zeitsoldaten, die das Bundesrealgym-
nasium für Berufstätige an der Theresianischen
Militärakademie besuchen, können Verpflichtungs-
zeiträume von Weiterverpflichtungen oder neuerli-
chen Verpflichtungen insoweit von den in den §§ 3
und 4 genannten Verpflichtungszeiträumen abwei-
chen, als dies der Ausbildungsgang an der genann-
ten Schule erfordert.

(2) Nach Beendigung des Besuches der in Abs. 1
genannten Schule richtet sich der Verpflichtungs-
zeitraum einer Weiterverpflichtung nach § 3 Abs. 2,
der Verpflichtungszeitraum einer neuerlichen Ver-
pflichtung nach § 4.

§ 6. Der Verpflichtungszeitraum der ersten Wei-
terverpflichtung oder neuerlichen Verpflichtung
eines Berufsoffiziersanwärters hat stets zwei Jahre
zu betragen.

§ 7. Auf die künftigen Weiterverpflichtungen
oder neuerlichen Verpflichtungen von Wehrpflich-
tigen, die einen Wehrdienst als Zeitsoldat nach der
Verordnung BGBl. Nr. 50/1985 in der Fassung der
Verordnung BGBl. Nr. 542/1985 leisten oder gelei-
stet haben, sind die §§ 3 bis 6 anzuwenden.

§ 8. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner
1989 in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
tritt die Verordnung BGBl. Nr. 50/1985 in der Fas-
sung der Verordnung BGBl. Nr. 542/1985 außer
Kraft.

Lichal

591. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr vom
2. November 1988 über die Aufhebung der
Verordnung des Landeshauptmannes von
Tirol vom 26. Mai 1987, LGBl. Nr. 33/1987,
über die Festlegung der Höchstanzahl sowie
über die Aufhebung der Kundmachung des
Landeshauptmannes von Tirol vom 29. Mai
1987, (Bote für Tirol, Nr. 548/1987), über die
Höchstanzahl der Fahrzeuge, für die Konzes-
sionen zur Ausübung des mit Kraftfahrzeugen
betriebenen Platzfuhrwerksgewerbes im
Gebiet der Landeshauptstadt Innsbruck erteilt
werden dürfen, durch den Verfassungsgerichts-

hof

Gemäß § 139 Abs. 5 des Bundes-Verfassungsge-
setzes und gemäß § 60 Abs. 2 des Verfassungsge-
richtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundge-
macht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 23. Juni 1988, V 29/88-12, V 102/88-61,

1. die Verordnung des Landeshauptmannes von
Tirol vom 26. Mai 1987, LGBl. Nr. 33/1987,
mit der die Höchstanzahl der Fahrzeuge, für
die Konzessionen zur Ausübung des mit
Kraftfahrzeugen betriebenen Platzfuhrwerks-
Gewerbes im Gebiet der Landeshauptstadt
Innsbruck erteilt werden dürfen, festgelegt
wird,

2. die Kundmachung des Landeshauptmannes
von Tirol vom 29. Mai 1987 über die Höchst-
anzahl der Fahrzeuge, für die Konzessionen
zur Ausübung des mit Kraftfahrzeugen betrie-
benen Platzfuhrwerks-Gewerbes (Taxi-
Gewerbes) im Gebiet der Landeshauptstadt
Innsbruck erteilt werden dürfen (verlautbart
im Boten für Tirol, Nr. 548/1987),

als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebungen treten mit Ablauf des
30. November 1988 in Kraft.

Streicher

592. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr vom
2. November 1988 über die Aufhebung der
Verordnung des Landeshauptmannes von
Oberösterreich vom 23. Juni 1987, Amtliche
Linzer Zeitung Nr. 26/1987, über die Festset-
zung einer Verhältniszahl für das Platzfuhr-
werksgewerbe im Gebiet der Landeshauptstadt

Linz durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 5 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes und gemäß § 60 Abs. 2 des Verfassungsge-
richtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundge-
macht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 23. Juni 1988, V 36—43/88-10, V 96/
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88-9, die Verordnung des Landeshauptmannes von
Oberösterreich vom 23. Juni 1987, Amtliche Linzer
Zeitung Nr. 26/1987, über die Festsetzung einer
Verhältniszahl für das Platzfuhrwerks-Gewerbe im
Gebiet der Landeshauptstadt Linz als gesetzwidrig
aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
30. November 1988 in Kraft.

Streicher

593. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr vom
2. November 1988 über die Aufhebung der
Verordnung des Landeshauptmannes von
Steiermark vom 26. Mai 1987, LGBl. Nr. 36/
1987, betreffend die Verhältnis- und Höchst-
zahl der für das mit Kraftfahrzeugen betrie-
bene Platzfuhrwerksgewerbe (Taxi-Gewerbe)
im Bereich der Stadtgemeinde Graz durch den

Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 5 des Bundes-Verfassungs-
gesetzes und gemäß § 60 Abs. 2 des Verfassungsge-
richtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundge-
macht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 23. Juni 1988, V 44—72/88-9, V 101/
88-7, die Verordnung des Landeshauptmannes für
Steiermark vom 26. Mai 1987, LGBl. Nr. 36/1987,
betreffend die Verhältnis- und Höchstzahl der für
das mit Kraftfahrzeugen betriebene Platzfuhr-
werksgewerbe (Taxi-Gewerbe) im Bereich der
Stadtgemeinde Graz, als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
30. November 1988 in Kraft.

Streicher



3872


